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Langlebigkeit – eine stille Revolution

Francois höpflinger

Werden demografische Szenarien der 
letzten Jahrzehnte untersucht, fällt ei-
nes auf: Nahezu alle Szenarien haben 
die Zunahme der Lebenserwartung 
substanziell unterschätzt, häufig weil 
kulturpessimistische Annahmen zur 
gesellschaftlichen Entwicklung media-
le Diskurse beherrschten. Damit ver-
blieben Gesellschaft, Wirtschaft und 
Politik auf die Folgen steigender Lang-
lebigkeit weitgehend unvorbereitet. 
Erst allmählich wird erkannt, was 
Langlebigkeit und die demografische 
«Alterung von oben» (Rentner leben 
länger als früher) zusätzlich zur demo-
grafischen «Alterung von unten» (we-
niger Geburten) gesellschaftlich und 
sozialpolitisch bedeutet.

Soziale Folgen einer erhöhten  
Lebenserwartung
Die Veränderungen der Lebensverhält-
nisse in Richtung einer langen Lebens-
zeit haben Prozesse der Individualisie-
rung gestärkt, weil dort, wo Menschen 
mit Sicherheit lang leben, die Gesell-
schaft mehr in das einzelne Individuum 
«investieren» muss. Dies hat zur Aus-
dehnung der Ausbildungsjahre und 
zur Entstehung eines jugendnahen Er-
wachsenenalters beigetragen. In einer 
langlebigen Gesellschaft macht es 
sozial Sinn, länger jung zu verbleiben, 
und Bildungsvorstellungen, die lange 
Zeit auf junge Menschen gemünzt wa-
ren, werden heute zu lebenslangen 
Leitvorstellungen (unter dem Leitbild 
des lebenslangen Lernens). Auch ande-
re Lebenswerte – wie etwa sich «mo-
disch geben» oder Sport betreiben – 
die früher primär für junge Menschen 
Gültigkeit genossen, werden vermehrt 
von Frauen und Männern in späteren 
Lebensjahren betont.

Die Ausdehnung der gemeinsamen 
Lebensspanne zwischen Generationen 
(Kinder-Eltern-Grosseltern-Urgrossel-
tern) hat Generationenbeziehungen 
verändert und etwa zu intensiveren 
Enkelkind-Grosselternbeziehungen ge-
führt. Ökonomisch führt die Auswei-
tung der inter-generationellen Lebens-
spanne zu einer Verlangsamung der 
intergenerationellen Vermögenstrans-

fers. Entsprechend der steigenden Le-
benserwartung erfolgen Erbschaften 
später, und Erbschaften dienen auf 
diese Weise immer häufiger zur weite-
ren Absicherung der Altersversorgung 
bzw. zur Finanzierung nachberuflicher 
Konsum- und Freizeitwünsche.

Dank verlängerter Lebenserwartung 
erfuhr die nachberufliche Lebensphase 
ebenfalls eine zeitliche Ausdehnung, 
und es kommt vermehrt zu einer akti-
ven Gestaltung der nach-beruflichen 
Lebensphase, speziell bei sozialen 
Gruppen, die im Rentenalter von einer 
guten wirtschaftlichen Absicherung 
profitieren. Wirtschaftlich gesehen bil-
den die «jungen Alten» eine wachsen-
de Nachfragegruppe, gleichzeitig ste-
hen Rentensysteme und Pensionskassen 
vermehrt unter Druck, weil Renten län-
ger ausbezahlt werden müssen. 

Langes Leben – in einer kurzfristig 
denkenden Gesellschaft?
Die hohe Lebenserwartung hat die ge-
samte Lebensordnung von Menschen 
tiefgreifend verändert. Allerdings 
scheinen moderne Gesellschaften die 
Folgen dieser Langlebigkeitsrevolution 
noch nicht bewältigt zu haben. Dies 
zeigt sich am deutlichsten in der sozial-
politischen Beibehaltung einer traditio-
nellen Dreiteilung beruflicher Lebens-
läufe (Ausbildung, Erwerbstätigkeit, 
Pensionierung). Gleichzeitig stehen die 
Kurzfristigkeit wirtschaftlicher Entschei-
de und die Kurzatmigkeit politischer 
Diskurse immer stärker in Gegensatz 
zur langfristigen Lebensperspektive 
langlebiger Frauen und Männer. 
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Vertriebskommissio-
nen gehören der PK

Das Bundesgericht hat Ende Oktober 2012 
in einem zentralen Urteil festgehalten, 
dass Vertriebsgebühren/Bestandespflege-
kommissionen und Kommissionen auf 
Emissionen (z.B. bei strukturierten Produk-
ten) als Leistungen Dritter im Sinne von 
Art. 400 OR zu beurteilen und folglich 
dem Kunden/Anleger weiterzuleiten sind 
(vgl. «AWP Soziale Sicherheit» 20/2012). 

Nach langen Kontroversen besteht nun 
Klarheit in einem für Pensionskassen wich-
tigen Bereich der Vermögensanlagen. Die 
meisten Vermögensverwalter stellten sich 
bisher auf den Standpunkt, dass diese 
Kommissionen (obwohl sie faktisch Funk-
tionen erfüllen wie Retrozessionen) nicht 
im Zusammenhang mit dem Mandat des 
Kunden stünden und deshalb nicht abzu-
liefern seien. Das Bundesgericht hält nun 
unmissverständlich fest: Dem Vermögens-
verwalter stehen nur die vertraglich ver-
einbarten Vermögensverwaltungsgebüh-
ren zu. Weitere, verdeckte Einnahmen, 
auch von konzerneigenen Fonds, sind 
unzulässig bzw. der Pensionskasse abzu-
liefern. Eine Verweigerung der Weiterlei-
tung an den Kunden ist erlaubt, falls dieser 
ausdrücklich (vertraglich) in Kenntnis um 
die genaue Höhe der Leistungen Dritter 
darauf verzichtet hat. Allgemein gehaltene 
Passagen in Dokumenten oder Pauschal-
beträge erfüllen diese Anforderungen 
nicht!

Was bedeutet dies für Pensionskassen? 
Pensionskassen, welche die üblichen Stan-
dardklauseln der Vermögensverwalter in 
ihren Verträgen im Sinne der obigen 
Rechtsprechung abgeschlossen haben, 
sind kaum betroffen, falls eine Abliefe-
rungspflicht aller Leistungen Dritter bzw. 
solcher im «inneren Zusammenhang» mit 
dem Mandat vorgesehen ist. Pensions-
kassen hingegen, welche die Standardver-
träge von Vermögensverwaltern über-
nommen haben, ist geraten, die 
Vermögensverwaltungsverträge sowie das 
jährliche Formular «Offenlegung von Ver-
mögensvorteilen» allenfalls an die klare 
Rechtslage anzupassen. 
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